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HGB §§ 25, 28, 161; UmwG § 152 
Eintritt in das Geschäft eines Einzelkauf-
manns; Umwandlung eines einzelkaufmän-
nischen Unternehmens in eine GmbH & Co. 
KG; Ausgliederung; Komplementär-GmbH 
ohne Kapitalbeteiligung 

I. Sachverhalt 
Ein Einzelunternehmen soll v. a. aus haftungsrechtlichen 
sowie steuerlichen Gründen in eine GmbH & Co. KG um-
gewandelt werden.

II.  Frage
Kann eine GmbH in das Unternehmen eines Einzelkauf-
manns unter gleichzeitiger Umwand lung in eine GmbH & 
Co. KG eintreten, ohne dass sie am Vermögen des Einzel-
kaufmanns beteiligt wird?

III. Zur Rechtslage
1. Gestaltungsvarianten
a) „Eintritt“ in das Unternehmen eines Einzelkauf-
manns 
§ 28 HGB sieht die Haftung der Gesellschaft für alle im 
Betrieb des Geschäfts eines Einzelkaufmanns entstandenen 
Verbindlichkeiten vor, wenn jemand als persönlich haften-
der Gesellschafter oder als Kommanditist in das Geschäft 
des Einzelkaufmanns eintritt. Anders als es der Wort-

laut des § 28 HGB vermuten ließe (Staub/Burgard, HGB, 
5. Aufl. 2009, § 28 Rn. 1, spricht von „irreführend“), kann 
die „Umwandlung“ eines einzelkaufmännischen Unter-
nehmens in eine GmbH & Co. KG gesellschaftsrechtlich 
nicht durch Eintreten eines weiteren Gesellschafters in 
das Geschäft eines Einzelkaufmanns gestaltet werden. § 28 
HGB stellt lediglich eine Haftungsnorm dar, die einen Spe-
zialfall des § 25 HGB regelt (Hopt, in: Baumbach/Hopt, 
HGB, 35. Aufl. 2012, § 28 Rn. 1). Die letztgenannte Vor-
schrift sieht für den Erwerber eines Handelsgeschäfts die 
Haftung für alle im Betriebe des Geschäfts begründeten 
Verbindlichkeiten des früheren Inhabers vor, wenn dieser 
die bisherige Firma fortführt. Im Unterschied zu § 25 
HGB (völliges Ausscheiden des früheren Inhabers) betrifft 
§ 28 HGB den Fall, dass der frühere Inhaber (der „Einzel-
kaufmann“) am neuen Unternehmensträger weiterhin als 
Gesellschafter beteiligt ist (MünchKommHGB/Thiessen, 
3. Aufl. 2010, § 28 Rn. 1). Nach dem Gesetzeswortlaut 
kommen dafür OHG und KG in Frage. In der Literatur 
wird § 28 HGB teilweise auch dann für anwendbar gehal-
ten, wenn das bisherige Handelsgeschäft in eine juristische 
Person eingebracht wird (MünchKommHGB/Thiessen, 
§ 28 Rn. 10; Staub/Burgard, § 28 Rn. 22; Zimmer, in: Eben-
roth/Boujong/Joost/Strohn, HGB, 2. Aufl. 2008, § 28 Rn. 
38; a. A. BGH NJW 2000, 1193 = DNotI-Report 2000, 63; 
vgl. auch K. Schmidt, NJW 2000, 1521). 

Gesellschaftsrechtlich vollzieht sich der „Eintritt“ der 
GmbH durch Neugründung einer Kommanditgesell-
schaft unter Beteiligung des Einzelkaufmanns. Hierzu 
bringt der Einzelkaufmann sein bisheriges „Geschäft“ 
im Wege der Singularsukzession als Einlage in die neu zu 
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gründende Gesellschaft ein (MünchKommHGB/Thiessen, 
§ 28 Rn. 1). § 28 HGB regelt also die Gesellschaftsneu-
gründung unter Beteiligung des bisherigen Einzelkauf-
manns. Es vollzieht sich hier ähnlich wie bei § 25 HGB ein 
Wechsel des Unternehmensträgers (Hopt, § 28 Rn. 1). 

b) Ausgliederung aus dem Vermögen eines Einzel-
kaufmanns
Als Alternative stellt § 152 UmwG die Möglichkeit der 
Ausgliederung aus dem Vermögen eines (im Handels-
register eingetragenen) Einzelkaufmanns zur Verfügung. 
Ausweislich des Wortlauts von § 152 UmwG kann eine sol-
che Ausgliederung auf eine Personenhandelsgesellschaft, 
Kapitalgesellschaft oder eingetragene Genossenschaft zur 
Aufnahme erfolgen. Nur auf eine Kapitalgesellschaft 
kann die Ausgliederung auch zur Neugründung durch-
geführt werden. Da bei der Ausgliederung Anteile an dem 
neu entstehenden aufnehmenden Rechtsträger allein an den 
ausgliedernden Rechtsträger (hier Einzelkaufmann) ge-
währt werden dürfen (§ 123 Abs. 3 UmwG), würde bei der 
Ausgliederung zur Neugründung einer Personenhandelsge-
sellschaft eine Einmann-Personengesellschaft entstehen. 
Dies hielt der Gesetzgeber begrifflich für ausgeschlossen 
(Regierungsbegründung zu § 152 UmwG, abgedruckt bei 
Ganske, Umwandlungsrecht, 2. Aufl. 1995, S. 183). Dem 
folgt die (noch) ganz h. M. in Rechtsprechung und Litera-
tur (vgl. nur MünchKommHGB/K. Schmidt, 3. Aufl. 2011, 
§ 105 Rn. 24 ff. m. zahlr. Nachweisen in Fn. 74 u. 75 auch 
zur Gegenansicht)

Damit erfordert diese Gestaltungsvariante (Ausgliederung 
zur Aufnahme) ebenfalls zunächst eine Neugründung der 
gewünschten GmbH & Co. KG. Bei der Ausgliederung 
aus dem Vermögen eines Einzelkaufmanns zur Aufnahme 
auf eine bestehende GmbH & Co. KG kommt es – ebenso 
wie beim „Eintritt“ gem. Ziff. 1 a) – zur Übertragung des 
einzelkaufmännischen Unternehmens. Diese erfolgt aller-
dings im Wege der Gesamtrechtsnachfolge, die sich kraft 
Gesetzes zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ausglie-
derung mit der Eintragung im Handelsregister des Einzel-
kaufmanns vollzieht (§ 131 Abs. 1 Ziff. 1 UmwG). Der Vor-
gang beinhaltet also ebenfalls einen Rechtsträgerwechsel. 

2. Neugründung einer GmbH & Co. KG ohne Kapi-
talbeteiligung
Die Neugründung einer GmbH & Co. KG mit einer Kom-
plementär-GmbH ohne Kapitalbeteiligung am Vermögen 
der Gesellschaft ist allgemein anerkannt. OHG und KG 
stellen ebenso wie die GbR rechtsfähige Gesamthandsge-
sellschaften dar (Wertenbruch, in: Ebenroth/Boujong/Joost/
Strohn, § 105 Rn. 7). Eine Mitgliedschaft, bei der von vorn-
herein jede dingliche Mitberechtigung am Gesamthands-
vermögen abstrakt-generell ausgeschlossen wird, ist bei 
einer Personengesellschaft zwar nicht möglich (vgl. §§ 718, 
719 BGB i. V. m. §§ 105 Abs. 3, 161 Abs. 2 HGB). Davon 
zu unterscheiden ist aber die wertmäßige Beteiligung der 
Gesellschafter, die sich grundsätzlich nach dem Stand des 
Kapitalkontos (Kapitalanteil) richtet (Binz/Sorg, Die GmbH 
& Co. KG, 11. Aufl. 2010, § 4 Rn. 25). Die Verhältnisse der 
Kapitalanteile zueinander sind für die Gewinn- und Verlust-
verteilung sowie für die Berechnung des Auseinanderset-
zungsguthabens von Bedeutung. Daraus folgt für die GmbH 
& Co. KG, dass eine GmbH sich als Komplementärin auch 
ohne jegliche Gewinn- und Verlustbeteiligung und ohne 
Auseinandersetzungsanspruch beteiligen kann (Binz/Sorg, 
§ 4 Rn. 29). 

3. Ergebnis
Eine GmbH & Co. KG kann nicht dadurch entstehen, dass 
eine GmbH in das Unternehmen eines Einzelkaufmanns 
eintritt. Die GmbH & Co. KG muss vielmehr mit den ge-
wünschten Gesellschaftern (Einzelkaufmann und GmbH) 
neu gegründet werden. Dabei ist es möglich, die Komple-
mentär-GmbH am Vermögen der GmbH & Co. KG nicht 
wertmäßig zu beteiligen. Das einzelkaufmännische Unter-
nehmen kann entweder im Wege der Einzelrechtsübertra-
gung auf die bestehende GmbH & Co. KG oder im Wege 
der Gesamtrechtsnachfolge durch Ausgliederung nach 
§ 152 UmwG übertragen werden. 

GBO §§ 19, 20, 35, 40; ZPO §§ 415 ff. 
Urteil gegen Erben eines eingetragenen 
Grundstückseigentümers, den Grund-
besitz aufzu lassen; Erforderlichkeit des 
Nachweises der Erbfolge bei Vollzug ohne 
Zwischenein tragung der Erben 

I.  Sachverhalt
Ein Kläger hat ein Urteil erwirkt, nach dem eine nicht im 
Grundbuch eingetragene Person ein Grundstück auf ihn 
aufzulassen hat. Diese Auflassung soll nun vollzogen wer-
den. Im Tatbestand des Urteils ist ausgeführt, dass es sich 
beim Beklagten um den Erben der im Grundbuch eingetra-
genen Person handelt. 

Das Grundbuchamt ist der Auffassung, es habe trotz der 
Verurteilung und des Verweises auf die Erbfolge im Tatbe-
stand die Erbfolge als Eintra gungsvoraussetzung zu prüfen, 
und fordert einen Erbnachweis. Hiergegen wendet sich der 
Kläger. 

Seines Erachtens kann der Nachweis der Erbfolge nicht 
verlangt werden, wenn das aufzulassende Grundeigentum 
und der Erbe des im Grundbuch noch eingetrage nen Buch-
eigentümers eindeutig und unverwechselbar im Urteil be-
zeichnet sind. Zur Auflassung verurteilt sei nicht der Buch-
eigentümer, son dern dessen im Urteil namentlich benannter 
Erbe. Das Gericht habe die Sachbefugnis einschließlich 
der Passivlegitimation als Prozessvoraussetzung von Amts 
wegen zu prüfen. Wenn das Grundbuchamt gleichwohl die 
Vorlage des Erbnachweises verlange, sei dies insoweit eine 
Überprü fung des gerichtlichen Verfahrens hinsichtlich der 
Feststellungen zur Passivlegitimation des Verurteilten. Eine 
derartige Überprüfung sei aber nur im Rahmen der hierfür 
durch die ZPO vor gesehenen Rechtsmittelverfahren mög-
lich. Das Grundbuchamt sei an Entscheidungen aus anderen 
gericht lichen Verfahren gebunden. 

II.  Frage
Verlangt das Grundbuchamt zu Recht einen Erbnachweis, 
wenn die Auflassung ohne Zwischeneintragung der Erben 
vollzogen werden soll?

III. Zur Rechtslage
1. Umfang der Prüfungspflicht des Grundbuchamts
a) Zur Eintragung erforderliche Unterlagen
Zur Eintragung einer Auflassung hat das Grundbuchamt 
neben dem Antrag (§ 13 Abs. 1 S. 1 GBO) auch die Be-
willigung des von der Eintragung Betroffe nen (§ 19 GBO) 
sowie die erforderliche dingliche Einigung (§ 20 GBO) zu 



DNotI-Report 5/2012  März 2012 35

ver langen. Im Rahmen der Einigung prüft das Grundbuch-
amt u. a. die Verfü gungs macht des Erklärenden, die aus 
der Rechtsinhaberschaft, vorliegend also aus der Ei gen-
tümer stellung, folgt (Demharter, GBO, 28. Aufl. 2012, § 20 
Rn. 40; Bauer/v. Oe fe le/Kössinger, GBO, 2. Aufl. 2006, 
§ 20 Rn. 184 f.; Meikel/Böttcher, GBO, 10. Aufl. 2009, § 20 
Rn. 127). Im Rahmen der Bewilligung ist darüber hinaus 
die Bewilligungs macht zu prüfen, die sich wiederum aus 
der materiell-rechtlichen Verfügungs macht ableitet (Dem-
harter, § 19 Rn. 56; Hügel/Holzer, GBO, 2. Aufl. 2010, 
§ 19 Rn. 75). Insoweit ist zu beachten, dass auch im Grund-
buchverfahren die Vermutung des § 891 Abs. 1 BGB gilt. 
Folglich darf das Grundbuchamt davon ausgehen, dass der 
ein getragene Rechtsinhaber bewilligungsbefugt ist, solange 
diese Vermutung nicht widerlegt wird (Demharter, § 19 
Rn. 46, 48; Bauer/v. Oefele/Kössinger, § 19 Rn. 136 ff.; 
Meikel/Böttcher, § 19 Rn. 38, § 20 Rn. 127).

b) Nachweis der Erbfolge bei Ausnahme vom Vorein-
tragungsgrundsatz 
Eine Eintragung soll gem. § 39 Abs. 1 GBO grundsätzlich 
nur dann erfolgen, wenn die Person, deren Recht durch sie 
betroffen wird, als Berechtigter (vor-)ein getragen ist (sog. 
Voreintragungsgrundsatz). Nach § 40 Abs. 1 GBO ist die 
Vorein tragung des Erben des einge tragenen Berechtigten 
allerdings dann nicht erforderlich, wenn die Übertragung 
oder die Auf hebung des betroffenen Rechts eingetragen 
werden soll. Dies gilt auch, wenn ein Titel gegen den Erben 
existiert (hierzu Mei kel/Böttcher, § 40 Rn. 35). Wegen der 
Rechtsübertragung infolge der Auf lassung kann eine Zwi-
scheneintragung des Erben vorliegend also grundsätzlich 
unterbleiben.

Zu beachten ist allerdings, dass § 40 GBO nur eine Ausnah-
me vom Voreintragungser for dernis selbst statuiert, die üb-
rigen Eintragungsvoraussetzungen aber nicht ent behr-
lich macht. Wenn demnach die mit der Voreintragung der 
Erben verbun dene Legi timationsprüfung entfällt, muss dem 
Grundbuchamt gerade die Verfü gungs- und Bewilligungs-
berechtigung des Erben, also die Erbfolge, nachgewiesen 
werden (vgl. Demharter, § 40 Rn. 2; KEHE/Herrmann, 
Grundbuchrecht, 6. Aufl. 2006, § 40 GBO Rn. 17).

2. Nachweis durch Vorlage des Urteils?
Ob der erforderliche Nachweis durch bloße Vorlage des ge-
richtlichen Urteils erbracht werden kann, erscheint zweifel-
haft, zum einen mit Blick auf die Aussagekraft des Urteils, 
zum anderen mit Blick auf das im Grundbuchverfahren für 
den Nachweis der Erbfolge vorgesehene Prozedere. 

a) Urteil als öffentliche Urkunde
Nach § 29 Abs. 1 S. 1 GBO müssen die zur Eintragung 
erforderlichen Erklärungen durch öffentliche oder öffent-
lich beglaubigte Urkunden nachgewiesen werden. Die im 
Grundbuchverfahren zulässigen Beweismittel sind also be-
schränkt (Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, 14. Aufl. 2008, 
Rn. 152). Öffentliche Urkunden sind nach der Legaldefini-
tion des § 415 Abs. 1 ZPO Urkunden, die von einer öffent-
lichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugnisse 
oder von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person 
innerhalb des ihr zugewiesenen Geschäftskreises in der vor-
geschriebenen Form aufgenommen sind. Bei gerichtlichen 
Urteilen als Urkunden über eine Entschei dung handelt es 
sich um sog. bewirkende Urkunden, die der Vorschrift des 
§ 417 ZPO unterfallen (vgl. KG Berlin FGPrax 2009, 201; 
Zöller/Geimer, ZPO, 29. Aufl. 2012, § 417 Rn. 1; Stein/
Jonas/Lei pold, ZPO, 22. Aufl. 2006, § 417 Rn. 1; siehe 

zu bewirkenden Urkunden im Grund buch ver fahren auch 
Bauer/v. Oefele/Knothe, § 29 Rn. 106). Das Urteil begrün-
det somit den vollen Beweis sei nes Inhalts. 

b) Nachweis der erforderlichen Erklärungen
Nach § 894 S. 1 ZPO gilt eine Willenserklärung als abge-
geben, wenn der Schuldner rechtskräftig zu deren Abgabe 
verurteilt ist. Das rechtskräftige Urteil ersetzt also die 
Erklärung in der erforderlichen Form (Zöller/Stöber, 
§ 894 Rn. 5; MünchKommZPO/Gruber, 3. Aufl. 2007, 
§ 894 Rn. 15). Die Fiktion der Abgabe be wirkt somit sämt-
liche Rechtsfolgen, die eine wirksame Willenserklärung 
des Schuld ners mit entsprechendem Inhalt im maßgeb-
lichen Zeitpunkt hätte (MünchKomm ZPO/Gru ber, § 894 
Rn. 14; Stein/Jonas/Brehm, § 894 Rn. 21). Zum Nachweis 
genügt die Vorlage einer Ausfertigung oder beglaubigten 
Abschrift des Urteils mit Rechtskraftvermerk (Meikel/
Hertel, § 29 Rn. 120; Schö ner/Stöber, Rn. 747; Gutachten 
DNotI-Report 2007, 49, 50). 

Nach § 894 Abs. 1 ZPO gelten allerdings nur die Willens-
erklärungen des Schuldners mit Eintritt der Rechtskraft 
als abgegeben. Die Erklärungen des Gläubigers oder 
Dritter werden demgegenüber nicht ersetzt und müssen 
noch in der vorgeschriebenen Form ab gegeben werden 
(MünchKommZPO/Gruber, § 894 Rn. 16; Zöller/Stöber,  
§ 894 Rn. 7). Vorliegend muss daher noch die Auflassungs-
erklärung des Klägers vor einem Notar erfolgen. Die von 
§ 925 Abs. 1 S. 1 BGB ver langte gleichzeitige Anwesen-
heit von Veräußerer und Erwerber vor dem Notar wird nach 
h. M. dadurch ersetzt, dass das Urteil dem Notar bei Erklä-
rung der Auflassung vorgelegt wird (BayObLGZ 83, 181 
= Rpfleger 1983, 390; RNotZ 2005, 362 = ZNotP 2005, 
277 = DNotI-Report 2005, 103; Dem harter, § 20 Rn. 24; 
Meikel/Böttcher, § 20 Rn. 68; siehe zudem Gutachten 
DNotI-Report 2007, 49, 50 m. w. N., auch zur Gegenan-
sicht). Die erforderlichen Erklärungen können somit durch 
Vorlage des Urteils und der notariellen Urkunde über die 
Erklärung des Klägers in der Form des § 29 GBO nach-
gewiesen werden. 

c) Nachweis der Verfügungs- und Bewilligungsbe-
rechtigung
Im Folgenden gilt es zu klären, ob die Verfügungs- und 
Bewilligungsberechtigung des Erben vorliegend ebenfalls 
durch das Urteil nachgewiesen werden kann. 

aa) Umfang der Beweiskraft des Urteils
Fraglich ist bereits, ob die Verfügungs- und Bewilligungs-
berechtigung der verurteilten Personen überhaupt von der 
Beweiskraft des Urteils erfasst wird. Nach § 417 ZPO 
begründen bewirkende behördliche Urkunden den vollen 
Beweis ihres Inhalts. Die Urkunde beweist also, dass die 
betreffende Entscheidung mit demjenigen Inhalt, der sich 
aus der Urkunde ergibt, tatsächlich getroffen worden ist 
(Stein/Jonas/Leipold, § 417 Rn. 1; Zöller/Geimer, § 417 
Rn. 2). Die Beweiskraft erstreckt sich dabei auf den In-
halt der Urkunde insgesamt (MünchKommZPO/Schreiber, 
§ 417 Rn. 6; Baum bach/Lauterbach/Albers/Hartmann, 
ZPO, 69. Aufl. 2011, § 417 Rn. 3). Aller dings wird nur 
der Inhalt der Entscheidung selbst von der Beweiskraft 
erfasst, nicht dagegen die Motive der Entscheidung oder 
deren sachliche Rich tigkeit (Zöl ler/Geimer, § 417 Rn. 3; 
Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, § 417 Rn. 3; 
MünchKommZPO/Schreiber, § 417 Rn. 6). Dementspre-
chend erstreckt sich die Beweiskraft des Urteils nicht auf 
das entschiedene Rechtsverhältnis, die inhaltliche Richtig-



36 DNotI-Report 5/2012  März 2012

keit der Entscheidung im Tenor, die Beurteilung recht-
licher Vorfragen oder die Richtigkeit der getroffenen 
Tatsachenfeststellungen (vgl. Stein/Jo nas/Leipold, § 417 
Rn. 2; MünchKommZPO/Schreiber, § 417 Rn. 6).

Für den vorliegenden Sachverhalt folgt daraus, dass nur die 
Tatsache, dass das Ur teil mit dem betreffenden Inhalt er-
gangen ist, von der Beweiskraft der Urkunde er fasst wird. 
Ob demgegenüber das Urteil so hätte ergehen dürfen, ob 
also der An spruch tatsächlich besteht und die getroffenen 
Feststellungen und rechtlichen Würdigungen zutreffend 
sind, ob somit insbesondere die in dem Urteil bezeich nete 
Person Erbe des im Grundbuch eingetragenen Eigen-
tümers ist, kann durch Vorlage des Urteils nicht bewiesen 
werden.

bb) Gegenargumente des Klägers
Die Ausführungen des Klägers vermögen u. E. ein anderes 
Ergebnis nicht zu rechtfertigen. 

(1) So ist es bereits unzutreffend, dass das Gericht von 
Amts wegen zu prüfen hatte, ob die in dem Urteil genann-
te Person tatsächlich Erbe des Grundstückseigentümers 
ist. Zwar hat das Ge richt die Pro zessführungsbefugnis, 
also das Recht, einen bestimmten Prozess als richtige Partei 
im eigenen Namen zu führen, als Prozess voraussetzung 
von Amts wegen zu prüfen (BGHZ 100, 217 = NJW 
1987, 2018; BGHZ 131, 90 = NJW 1996, 391; BGHZ 161, 
161; Baum bach/Lauter bach/Al bers/Hart mann, Grdz. § 50 
Rn. 22; vgl. auch Schellhammer, Zivilprozess, 13. Aufl. 
2010, Rn. 1204). Das (passive) Prozessführungsrecht des 
Erben ergibt sich vorlie gend aber bereits daraus, dass gegen 
diesen ein An spruch geltend gemacht wurde. Die Prozess-
führungsbefugnis ist von der Passiv- bzw. Sachlegitima-
tion zu unterscheiden, welche die materielle Ver pflichtung 
des Beklagten betrifft. Fehlt letztere, ist die Klage als unbe-
gründet abzuweisen (vgl. Schellhammer, Rn. 1204; Zöller/
Gre ger, Vor § 253 Rn. 25; Baum bach/Lauter bach/Al bers/
Hart mann, Grdz. § 50 Rn. 23).

Die Erbenstellung der im Urteil bezeichneten Personen 
betrifft u. E. die Sach legitimation, da es sich hierbei um 
eine materielle Anspruchs voraus setzung handelt. Diese hat 
das Gericht nicht von Amts wegen zu prüfen. Vielmehr 
gilt insoweit der Beibringungsgrundsatz, demzufolge 
das Gericht seiner Entschei dung nur das Tatsachenmaterial 
zugrunde legen darf, das von den Parteien vorgetragen ist 
(MünchKommZPO/Rauscher, Einl. Rn. 290 f.; Zöller/Gre-
ger, Vor § 128 Rn. 10). Wenn also etwa die in dem Urteil 
bezeichnete Perso n ihre Eigentümer- oder Erbenstellung 
nicht bestritten hat, durfte das Gericht die Erbenstellung 
seiner Entscheidung ohne weitere Prüfung zugrunde legen. 
Wäre das Urteil als Versäumnisurteil ergangen, so hätte das 
Gericht gar das tatsächliche Vorbringen des Klägers als zu-
gestanden angenommen (§ 331 Abs. 1 S. 1 ZPO), sodass 
insoweit nur noch eine Schlüssig keitsprüfung stattgefunden 
hätte (vgl. MünchKomm ZPO/Prütting, § 331 Rn. 10 ff.).

(2) Anders als der Kläger meint, wird durch die Annahme 
einer Prüfungs kom petenz für das Grundbuchamt auch nicht 
das Rechtsmittelver fahren der ZPO entgegen rechtsstaat-
lichen Grundsätzen umgangen. Richtig ist zwar, dass das 
Grundbuchamt an andere Entscheidungen jedenfalls in-
soweit gebun den ist, als diese in materielle Rechtskraft 
erwachsen sind (Mei kel/Böttcher, Einl. H Rn. 83; zur Bin-
dung des Grundbuchamts an Ent scheidungen, die im Ver-
antwortungsbereich eines Gerichts liegen, vgl. auch OLG 

Köln RNotZ 2011, 43 = ZEV 2011, 193 = Rpfleger 2011, 
158). Die Bindung besteht u. E. aber nur im Hinblick auf 
die Entscheidung selbst. Das Grundbuchamt darf also 
nicht prüfen, ob die Voraus setzungen für den Erlass der 
Entscheidung vorgelegen haben (Bauer/v. Oefele/Knothe, 
§ 29 Rn. 106). Die Beweiskraft einer bewirkenden Ur-
kunde wird andererseits aber auch nicht erweitert. Wenn 
das Grund buch amt über eine Frage zu ent scheiden hat, die 
Vorfrage einer gerichtlichen Entschei dung war, steht es ihm 
folglich frei, diese Frage eigen ständig zu beurteilen. An 
das Urteil gebunden ist das Grundbuchamt insoweit nicht.
Denn lediglich die Entschei dung selbst erwächst in Rechts-
kraft, hinsichtlich derer in erster Linie die Ur teilsformel 
maß gebend ist; nicht erfasst sind Vorfragen, abstrakte 
Rechtsfragen oder vom Ge richt festge stellte Tatsachen 
(vgl. MünchKommZPO/Gottwald, § 322 Rn. 86 ff.; Zöller/
Voll kommer, Vor § 322 Rn.  31 ff.; Baumbach/Lauterbach/
Albers/Hartmann, § 322 Rn. 9 ff.). 

cc) Urteil kein taugliches Beweismittel zum Nachweis 
der Erbfolge im Grundbuchverfahren
Selbst dann, wenn die Beweiswirkung des Urteils die Erb-
folge entgegen den vorstehenden Ausführungen umfassen 
würde, wäre die Vorlage des Urteils zum Nachweis der Erb-
folge nicht möglich. Dies folgt aus § 35 Abs. 1 S. 1 GBO, 
wonach der Nachweis der Erbfolge grundsätzlich nur 
durch einen Erbschein geführt werden kann, sofern kei-
ne der gesetzlich normierten Ausnahmen eingreift (zu den 
Ausnahmen, für deren Vorlie gen hier al lerdings nichts er-
sichtlich ist, vgl. Bauer/v. Oefele/Schaub, § 35 Rn. 31 ff.). 
Das Grundbuchamt braucht die oftmals zeitintensive und 
rechtlich schwierige Prü fung der erbrechtlichen Verhält-
nisse nicht vorzunehmen (Mei kel/Roth, § 35 Rn. 1). An-
dere Beweismittel sind demnach ausgeschlossen (Bauer/v. 
Oefele/ Schaub, § 35 Rn. 52). 

3.  Ergebnis
Somit bleibt festzuhalten, dass das Grundbuchamt u. E. zu 
Recht einen Nachweis der Erbfolge verlangt. 

Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutachten-
Abrufdienst im Internet unter: 

http://faxabruf.dnoti-online-plus.de 

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können die 
Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder mit  
Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt ebenfalls 
für die bisherigen Faxabruf-Gutachten.

BGB §§ 463, 469; ErbbauRG §§ 5, 6, 7 
Änderung eines Erbbaurechtskaufvertrags; Neuanlauf 
der Ausübungsfrist eines Vorkaufsrechts; erneute Zu-
stimmungspflicht des Eigentümers des Erbbaugrund-
stücks 
Abruf-Nr.: 110706

WEG § 15; StVO §§ 1, 13, 45 
Verkehrszeichen auf Privatgelände; öffentlicher Ver-
kehr 
Abruf-Nr.: 109263

Gutachten im Abrufdienst
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Verschmelzungsrichtlinie Art. 16; MgVG §§ 3, 4, 5 
Nr. 1, 2, 3 
Grenzüberschreitende Verschmelzung; Mitbestimmung 
bei Hineinverschmelzung; Verhandlung über Mitbe-
stimmung; Verhältnis der Tatbestandsmerkmale zuei-
nander; Anknüpfung an abstrakte oder konkrete Mit-
bestimmungsregelung 
Abruf-Nr.: 110738

EGBGB Art. 25
Frankreich: Erbausschlagung
Abruf-Nr.: 109145

GmbHG §§ 34, 30 Abs. 1
Zwangseinziehung von GmbH-Geschäftsantei-
len; Abfindungszahlung keine Bedingung für 
Wirksamwerden der Einziehung

a) Wenn ein Einziehungsbeschluss weder nichtig ist 
noch für nichtig erklärt wird, wird die Einziehung mit 
der Mitteilung des Beschlusses an den betroffenen Ge-
sellschafter und nicht erst mit der Leistung der Abfin-
dung wirksam.

b) Die Gesellschafter, die den Einziehungsbeschluss ge-
fasst haben, haften dem ausgeschiedenen Gesellschafter 
anteilig, wenn sie nicht dafür sorgen, dass die Abfin-
dung aus dem ungebundenen Vermögen der Gesell-
schaft geleistet werden kann, oder sie die Gesellschaft 
nicht auflösen.

BGH, Urt. v. 24.1.2012 – II ZR 109/11
Abruf-Nr.: 11021R

Problem
Der Gesellschaftsvertrag der X-GmbH lässt die Zwangs-
einziehung eines Geschäftsanteils zu, wenn in der Person 
des Gesellschafters ein wichtiger Grund gegeben ist; dem 
Gesellschafter ist in diesem Fall innerhalb von zwei Jahren 
eine Abfindung zu zahlen. Im Jahr 2001 fasste die Gesell-
schafterversammlung einen Zwangseinziehungsbeschluss. 
Der betroffene Gesellschafter erhielt jedoch in der Folge 
keine Abfindung. 

Im Jahr 2007 beantragte der ausgeschlossene Gesellschaf-
ter die Fassung eines Gesellschafterbeschlusses, durch den 
der einzige weitere Gesellschafter der GmbH auf Zahlung 
in Anspruch genommen werden sollte. Da ein derartiger 
Beschluss offenbar nicht zustande kam, erhob der ausge-
schlossene Gesellschafter Klage auf Feststellung eines ent-
sprechenden Beschlussinhalts. Das LG Leipzig entschied 
i. S. d. klägerischen Antrags, die dagegen eingelegte Be-
rufung des Beklagten wurde vom OLG Dresden zurück-
gewiesen. Das Berufungsgericht ging insbesondere davon 
aus, dass der Kläger mangels Abfindungszahlung bisher 
nicht aus der Gesellschaft ausgeschieden und somit in der 
fraglichen Gesellschafterversammlung noch stimmberech-
tigt gewesen sei.

Entscheidung
Auf die Revision des Beklagten hin hat der BGH die Klage 
abgewiesen. Nach Ansicht des BGH stand dem Kläger in 

der Gesellschafterversammlung kein Stimmrecht mehr zu, 
weil er mit der Bekanntgabe des Einziehungsbeschlusses 
aus der Gesellschaft ausgeschieden sei. Ein Einziehungs-
beschluss sei zwar entsprechend § 241 Nr. 3 AktG nichtig, 
wenn bereits bei Beschlussfassung feststehe, dass das Ein-
ziehungsentgelt nicht aus freiem, die Stammkapitalziffer 
nicht beeinträchtigendem Vermögen gezahlt werden könne 
(BGH, Urt. v. 5.4.2011, NJW 2011, 2294 = MittBayNot 
2011, 414 = NotBZ 2011, 332). Hierfür fehlten jedoch 
konkrete Anhaltspunkte. Laut BGH muss es daher bei dem 
Grundsatz bleiben, dass der weder nichtige noch für nichtig 
erklärte Einziehungsbeschluss – wie andere Beschlüsse 
– mit Beschlussfassung (bzw. mit Bekanntgabe an den 
betroffenen Gesellschafter) wirksam und vollziehbar ist 
(vgl. Tz. 8, 13). 

Anders sieht dies die in Rechtsprechung und Literatur bis-
her vielfach vertretene sog. „Bedingungslösung“ (vgl. die 
Nachweise in Tz. 10). Hiernach steht das Wirksamwerden 
der Einziehung unter der aufschiebenden Bedingung einer 
Abfindungszahlung aus dem freien Vermögen. Die dadurch 
entstehende Schwebelage ist nach Ansicht des BGH aber 
mit erheblichen Nachteilen für die Gesellschaft verbunden. 
So blieben dem ausgeschlossenen Gesellschafter die mit-
gliedschaftlichen Rechte während der Schwebezeit jeden-
falls grundsätzlich erhalten, obwohl sein Verbleib in der 
Gesellschaft – zumindest bei einer Einziehung aus wich-
tigem Grund – der Gesellschaft und den übrigen Gesell-
schaftern gerade unzumutbar sei. Ebenso werde der Zweck 
der Einziehung bei einer Schwebelage teilweise verfehlt, 
wenn mit der Einziehung unerwünschte Dritte von der Ge-
sellschaft ferngehalten werden sollten (z. B. bei Einziehung 
wegen Pfändung des Geschäftsanteils, vgl. Tz. 15).

Der ausgeschlossene Gesellschafter muss laut BGH al-
lerdings davor geschützt werden, „dass die verbleibenden 
Gesellschafter sich mit der Fortsetzung der Gesellschaft 
den wirtschaftlichen Wert des Anteils des ausgeschie-
denen Gesellschafters aneignen und ihn aufgrund der 
gläubigerschützenden Kapitalerhaltungspflicht mit seinem 
Abfindungsanspruch leer ausgehen lassen“ (Tz. 14). Zur 
Sicherung des Abfindungsanspruchs genüge es aber, die 
verbleibenden Gesellschafter selbst in die Haftung zu 
nehmen. Die Mitgesellschafter sind also verpflichtet, die 
Abfindung pro rata ihrer Beteiligung zu zahlen, soweit die 
Gesellschaft die Abfindung nicht leisten darf (vgl. Tz. 12; 
siehe auch Heidinger/Blath, GmbHR 2007, 1184, 1187).

Zur Anwendung der Bedingungslösung im Fall der Aus-
schlussklage äußert sich der BGH nicht ausdrücklich. In 
der insoweit maßgeblichen Entscheidung aus dem Jahre 
1953 (BGHZ 9, 157) hatte der BGH die Wirksamkeit des 
Ausschlussurteils unter die aufschiebende Bedingung 
der Abfindungszahlung gestellt. In seiner aktuellen Ent-
scheidung weist der BGH jedenfalls auf die grundlegenden 
Unterschiede zwischen Einziehung und Ausschlussklage 
hin: Während der Gesellschafter im Fall der (statuta-
risch zugelassenen) Einziehung einer Einziehung auch 
des eigenen Anteils antizipiert zugestimmt hat, erfolgt die 
Ausschließung durch Klage gerade unabhängig von einer 
Bestimmung im Gesellschaftsvertrag und somit ohne Zu-
stimmung des Gesellschafters. Der von einer Einziehung 
betroffene Gesellschafter ist laut BGH also weniger schutz-
würdig als der im Klagewege ausgeschlossene (vgl. Tz. 16). 

Rechts pre chung
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BGB §§ 181, 184; GBO § 20
Mehrfachvertretung eines Vertreters ohne Ver-
tretungsmacht; keine ausdrückliche Befreiung 
von § 181 BGB in Genehmigung erforderlich; 
Genehmigung durch nicht befreiten Vertreter

1. Ist ein Rechtsgeschäft infolge Mehrfachvertretung 
(§ 181 Var. 2 BGB) schwebend unwirksam, so können 
die vertretenen Vertragsbeteiligten das Rechtsgeschäft 
auch durch einen Vertreter genehmigen lassen. Einer 
höchstpersönlichen Genehmigung bedarf es nicht.

2. Die nachträgliche Genehmigung eines Beteiligten 
muss lediglich zum Ausdruck bringen, dass das Rechts-
geschäft wirksam werden soll. Eine ausdrückliche Be-
freiung von § 181 BGB muss die Genehmigungserklä-
rung nicht enthalten, da sie das vorgenommene Rechts-
geschäft so erfasst, wie es abgeschlossen wurde. 

3. Ein Vertreter kann ein wegen § 181 BGB schwebend 
unwirksames Rechtsgeschäft auch dann genehmigen, 
wenn er seinerseits nicht von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB befreit ist, sofern die Abgabe der Genehmi-
gungserklärung nicht selbst den Tatbestand des § 181 
BGB verwirklicht. (Leitsätze der DNotI-Redaktion)

OLG Zweibrücken, Beschl. v. 5.1.2012 – 3 W 99/11
Abruf-Nr.: 11022R

Problem
Eine einzige natürliche Person handelte als Vertreter ohne 
Vertretungsmacht für zwei Beteiligte (Land Rheinland-
Pfalz und eine Gemeinde). Während die Gemeinde in der 
Genehmigungserklärung nach § 184 BGB zusätzlich eine 
„Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB“ aus-
sprach, fehlte ein solcher Zusatz in der von einem nicht von 
den Beschränkungen des § 181 BGB befreiten Vertreter 
namens des Landes abgegebenen Genehmigungserklärung. 
Das Grundbuchamt hielt Letztere nicht für ausreichend, 
da in der Genehmigung auch ausdrücklich eine Gestattung 
gem. § 181 BGB ausgesprochen werden müsse. 

Entscheidung
Nach Auffassung des OLG Zweibrücken äußerte das Grund-
buchamt dieses Verlangen zu Unrecht. Das Gericht erkennt 
zunächst die Befugnis des Grundbuchamts an, die Erklärun-
gen eines Vertreters im Hinblick auf ihre Wirksamkeit gem. 
§ 181 BGB zu überprüfen. Ob § 181 BGB überhaupt auf das 
Handeln eines beiderseitigen Vertreters ohne Vertretungs-
macht anwendbar ist, wird ausdrücklich offengelassen, da 
selbst bei unterstellter Anwendbarkeit die Genehmigung 
namens des Landes dem Rechtsgeschäft zur Wirksamkeit 
verhilft. Eine ausdrückliche Befreiung von § 181 BGB 
brauche die Genehmigungserklärung nicht zu enthalten, 
da sie das vorgenommene Rechtsgeschäft so erfasst, wie es 
abgeschlossen wurde. Es sei nicht erforderlich, dass sich die 
Genehmigung zum Grund der schwebenden Unwirksamkeit 
äußert. Denn der Zweck einer Genehmigungserklärung be-
stehe lediglich in der Beseitigung einer schwebenden Un-
wirksamkeit. 

In Übereinstimmung mit der h. M. steht das OLG Zwei-
brücken auf dem Standpunkt, dass ein Vertreter, der das 
Handeln eines anderen Vertreters ohne Vertretungsmacht 
genehmigt, nicht seinerseits von den Beschränkungen 
des § 181 BGB befreit sein muss. Etwas anderes gelte nur 

dann, wenn die Genehmigung aus Sicht des genehmigen-
den Vertreters ihrerseits in den Anwendungsbereich des 
§ 181 BGB fällt. 

R. Böttcher, ZVG, 5. Aufl., C. H. Beck Verlag, 
München 2010, 969 Seiten, 69.– €

Der ebenso kompakte wie übersichtliche Kommentar er-
schließt durch praxisnahe, prägnante Kommentierung das 
Recht der Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung. 
Seit der im Jahre 2005 erschienenen vierten Auflage waren 
zahlreiche gesetzliche Neuregelun gen zu berücksichtigen. 
Aus notarieller Sicht ist insofern vor allem die Einordnung 
von Hausgeldansprüchen nach dem WEG in die Rangklasse 
Nr. 2 des § 10 ZVG zu nennen. Die daher erforderlich ge-
wordene Erstkommentierung dieser Bestimmung berück-
sichtigt die bis zum Redaktionsschluss (Früh jahr 2010) er-
gangenen maßgeblichen BGH-Entscheidungen (NJW 2008, 
1956; NJW 2009, 2066; NZM 2010, 129; vgl. zu diesen 
Entscheidungen § 10 Rn. 22b). Daneben hat namentlich die 
für die notarielle Praxis weiterhin bedeutsame Entscheidung 
des BGH zum Ende der Grundstücksbeschlagnahme nach 
Rücknahme des Zwangsverwaltungsantrags (DNotZ 2009, 
43 = DNotI-Report 2008, 150) in die Kommentierung 
Eingang gefunden. Dies verwundert nicht, hat sich doch der 
BGH insoweit der von Böttcher bereits in der Vorauflage 
vertretenen Auffassung angeschlossen, dass für das Ende 
der Beschlagnahme infolge Antragsrücknahme ein kons-
titutiver Aufhebungsbeschluss erforderlich ist (vgl. § 29 
Rn. 5-7, 13). Zusammenfassend gilt: Wer sich im Notariat 
mit Fragen der Immobiliarvollstreckung befasst, erhält mit 
dem Böttcher eine ebenso praxisorientierte wie verständli-
che Kurzkommentierung des Zwangsvollstreckungsrechts.

Notarassessor Dr. Philipp Müller

C. Dorsel (Hrsg.), Kölner Formularbuch Erbrecht, 
1. Aufl., Carl Heymanns Verlag, Köln 2011, 1476 
Seiten, 129.– € 

Die vorliegende Neuerscheinung bietet einen umfassen-
den Überblick über die erbrechtlichen Gestaltungsmög-
lichkeiten einschließlich lebzeitiger Rechtsgeschäfte mit 
Blick auf den Erbfall (Überlassungen, Güterrechtsverträge, 
post- bzw. transmortale Vollmachten, Verträge unter künf-
tigen Erben etc.). Ausgehend von dem jeweils angestrebten 
Regelungsziel werden verschiedene Lösungsvorschläge 
mit Formulierungsmustern (sowohl Vollmuster als auch 
Gestaltungsalternativen) – jeweils mit Erläuterungen – zur 
Verfügung gestellt. Sämtliche Formulare sind auf der bei-
liegenden CD-ROM enthalten. Die Fülle der Gestaltungs-
vorschläge bzw. –empfehlungen bietet Gewähr dafür, dass 
jeder Leser in dem vorliegenden Werk für die eigene Praxis 
hilfreiche Hinweise und Anregungen finden wird. So wird 
z. B. bei der Anordnung der Pflichtteilsanrechnung im Rah-
men einer lebzeitigen Vermögensübertragung empfohlen, 
das Anrechnungsvolumen im Interesse der Streitvermei-
dung betragsmäßig zu beziffern, was derzeit wohl – soweit 
von hier aus ersichtlich – noch nicht der gängigen Praxis 
entspricht. Ob freilich in der Angabe eines höheren Be-

Li te ra tur hin wei se
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trages als des Verkehrswerts im Zeitpunkt der Zuwendung 
stets ein beschränkter Pflichtteilsverzicht des Empfängers 
zu sehen ist (so wohl 10. Kapitel, Rn. 70), erscheint mir 
eher zweifelhaft. Hier dürfte sich eine Klarstellung in der 
Urkunde empfehlen. 

Alles in Allem handelt es sich beim vorliegenden erbrecht-
lichen Formularbuch als erstem Band der neuen Reihe der 
Kölner Formularbücher um eine in jeder Hinsicht begrü-
ßenswerte Neuerscheinung, deren Anschaffung lohnt und 
die das Interesse der Leserschaft an den bereits angekündig-
ten weiteren Kölner Formularbüchern weckt. 

Notar a. D. Sebastian Herrler 

R. Hausmann/G. Hohloch (Hrsg.), Handbuch des 
Erbrechts, 2. Aufl., Erich Schmidt Verlag, Berlin 
2010, 2189 Seiten, 148.– €

In der vorliegenden zweiten Auflage des Handbuchs des 
Erbrechts von Hausmann und Hohloch werden zahlreiche 
Gestaltungsmöglichkeiten im Hinblick auf die Rechtsnach-
folge von Todes wegen sowie die Abwicklung bereits ein-
getretener Erbfälle dargestellt und erörtert. Neben Kapiteln 
zur gesetzlichen Erbfolge und zum Pflichtteilsrecht finden 
sich vertiefte Ausführungen zur gewillkürten Erbfolge und 
zu Rechtsgeschäften unter Lebenden mit erbrechtlichem 
Bezug (Geschäfte auf den Todesfall, Erbverzicht, Erbschaft 
und Erbteilsverkauf). Von besonderem praktischen Nutzen 
sind darüber hinaus die Erörterungen erbrechtlicher Sonder-
probleme (Unternehmensnachfolge, Stiftung und Treuhand 
als Gestaltungsinstrumente, landwirtschaftliches Erbrecht) 
sowie die prägnante Darstellung des deutschen, europäi-
schen und internationalen Erbschaftsteuerrechts (ca. 120 
Seiten). Aufgrund der Mitwirkung zahlreicher Kollegen ist 
sichergestellt, dass die Ausführungen auf die Bedürfnisse 
des Praktikers zugeschnitten sind. Aus Sicht des Kautelarju-
risten fallen allerdings die Ausführungen zur praxisrelevan-
ten Frage des Anlaufs der 10-Jahresfrist des § 2325 Abs. 3 
S. 2 BGB im Kapitel zum Pflichtteilsrecht etwas knapp 
aus. Diskutiert wird die Relevanz von Nutzungsrechten 
ausschließlich im Zusammenhang mit der Anwendung des 
Niederstwertprinzips nach § 2325 Abs. 2 S. 2 BGB. Ausfüh-
rungen zur Frage, ob und wenn ja, unter welchen Voraus-
setzungen bei Vorbehalt eines (teilweisen) Wohnungsrechts 
die 10-Jahresfrist in Gang gesetzt wird, finden sich nur in 
einer Fußnote. Vorbehaltene Rückforderungsrechte werden 
ungeachtet der aktuellen Entscheidung des OLG Düsseldorf 
(ZEV 2008, 525 = DNotZ 2009, 67; vgl. hierzu Gutachten 
DNotI-Report 2011, 65 ff.) überhaupt nicht angesprochen. 
Gleichwohl kann das vorliegende Handbuch gerade auf-
grund seines umfassenden Ansatzes dem Erbrechtspraktiker 
gute Dienste leisten. 

Notar a. D. Sebastian Herrler 

K. Schnitzler (Hrsg.), Münchener Anwaltshandbuch 
Familienrecht, 3. Aufl., C. H. Beck Verlag, München 
2010, 1671 Seiten, 138.– €

Die dritte Auflage des Münchener Anwaltshandbuchs Fami-
lienrecht ließ im Vergleich zur zweiten Auflage nicht lange 
auf sich warten. Angesichts der erheblichen Umwälzungen 

(hier seien nur das FamFG, die Reform des Ehegüterrechts 
und des Versorgungsausgleichs genannt) ist die rasche Neu-
auflage aber gewiss gerechtfertigt. Umfang und Preis sind 
gegenüber der Vorauflage nur moderat gewachsen (138.– € 
ggü. 118.– €; 1671 ggü. 1529 Seiten). Zu den Autoren 
zählen in der Mehrzahl Rechtsanwälte, aber auch Richter 
und Notare sind beteiligt. Der Notar wird seinen ersten 
Blick gewiss auf die Kapitel über Eheverträge (Brambring/
Kogel) und Scheidungsvereinbarungen (Brambring) rich-
ten. In diesem Teil vermag das rezensierte Werk voll zu 
überzeugen. Die Kombination von erläuterndem Text und 
kurzen Formulierungsbeispielen hat sich wie bereits in den 
Vorauflagen bewährt. Dies heißt freilich nicht, dass das 
Buch im Übrigen für die notarielle Praxis irrelevant wäre. 
Auch die weiteren, eher forensisch geprägten Teile sind 
sehr einprägsam und verdeutlichen, in welchen Bereichen 
besonderes Streitpotenzial besteht. Auf Rechenbeispiele 
und Übersichten wurde zu Recht besonderer Wert gelegt. 

Notariaten mit einer stark familienrechtlichen Prägung 
kann die Anschaffung des vorliegenden Werks sehr emp-
fohlen werden. 

Notarassessor Stefan Heinze

W. Dötsch, (Analoge) Anwendung des § 12 WEG in der wer-
denden Eigentümergemeinschaft?, ZWE 2011, 385

U. Herrmann, Ausgewählte Fragen des notariellen Berufs-
rechts, ZNotP 2012, 2

H. Klühs, Entgeltlichkeit wechselseitiger Übetragungen von 
Miteigentumsanteilen auf den Todesfall, ZNotP 2011, 410

A. Krafka, Vertragliche Bestimmungen der Leistungszeit, 
MittBayNot 2011, 459

M. Leitzen, Der Umzug von Kapitalgesellschaften und seine 
registerrechtlichen Folgen, RNotZ 2011, 536

M. Löbbe, Zuständigkeit von Geschäftsführer und Notar 
für Inhalt und Einreichung der GmbH-Gesellschafterliste, 
GmbHR 2012, 7

C. Keim, Falsch beurkundete Vorauszahlungs- und Verrech-
nungsabreden in Grundstückskaufverträgen, NJW 2012, 122

M. Kohler, Aktuelle Entwicklungen im Recht der Europäi-
schen Union, Teil 1, NotBZ 2011, 421, Teil 2, NotBZ 2012, 
1-12

M. Müller, Zustimmungserfordernis bei Unterteilung von 
Wohnungs- oder Teileigentum, ZWE 2012, 22

A. Röthel, Verzicht auf den Kindespflichtteil: Plädoyer für 
mehr Wachsamkeit, NJW 2012, 337

M. Rudersdorf, Wettbewerbsverbote in Gesellschafts- und 
Unternehmenskaufverträgen, RNotZ 2011, 509

A. Schaaf/K. Slowinski, Stimmabgabe des Aktionärs durch 
Briefwahl, ZIP 2011, 2444

M. J. Schmid, Gesellschaften als Wohnungseigentumsver-
walter, NZG 2012, 134

A. Schmitz-Vornmoor/A. Vornmoor, Verhandlungs- und 
Kommunikationsmethoden im Beurkundungsverfahren, notar 
2011, 387 

T. Stein, Das aufschiebend bedingte Vermächtnis: Eine Mög-
lichkeit zur mehrfachen Nutzung der Steuerfreibeträge und zur 
Steueroptimierung, ZEV 2011, 572

D. Weidlich, Testamentsvollstreckung und erbvertragliche 
Bindungswirkung, MittBayNot 2011, 453
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No tar in sti tut oder im Buch han del be stellt wer den. 
Ab be stel lun gen müs sen mit vier tel jähr li cher Frist zum Jah res en de er fol gen.  

Be zugs preis: 
Jähr lich 170,00 €, Ein zel heft 8,00 €, inkl. Ver sand kos ten. Für die Mit glie der 
der dem DNo tI bei ge tre te nen No tar kam mern ist der Be zugs preis im Mit glieds-
bei trag ent hal ten. 
Nicht ein ge gan ge ne Exemp la re kön nen nur in ner halb von 6 Wo chen nach 
dem Er schei nungs ter min re kla miert und kos ten frei zu ge sandt wer den.
Al le im DNo tI-Re port ent hal te nen Bei trä ge sind ur he ber recht lich ge schützt. 
Mit Aus nah me der ge setz lich zu ge las se nen Fäl le ist die Ver wer tung nur mit 
Ein wil li gung des DNo tI zu läs sig. 
Ver lag: 
Bun des no tar kam mer, Kör per schaft des öf fent li chen Rechts, Ge schäfts stel le 
Deut sches No tar in sti tut, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg 
Druck:  
Dru cke rei Franz Schei ner 
Hau ger pfarr ga sse 9, 97070 Würz burg

Le sen Sie den DNo tI-Re port  be reits bis zu 2 Wo chen vor Er schei nen auf un se rer In ter net sei te un ter  
www.dno ti.de. 

Post ver triebs stück: B 08129 
Deut sches No tar in sti tut, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg
Post ver triebs stück, Deut sche Post AG, „Ent gelt be zahlt“

4. Dresdner Forum für Notarrecht
Der vernetzte Notar – Perspektiven des elektronischen Rechtsverkehrs

Freitag, 29. Juni 2012, 915 Uhr
Konferenz-Zentrum der Sächsischen Aufbaubank

Pirnaische Str. 9, 01069 Dresden

Prof. Dr. Wolfgang Lüke, LL.M. (Chicago), TU Dresden und Notar Dr. Joachim Püls, Dresden, Präsident der Notar- 
   kammer Sachsen: Begrüßung

Sichere und vertrauenswürdige Kommunikation zwischen Justiz, Notaren und Bürgern
Torsten Rienaß, procilon IT-Solutions GmbH: Elektronische Kommunikationsplattform für Notare
Dr. Peter Quasdorf, Leiter der Leitstelle für Informationstechnologie der sächsischen Justiz: Elektronische Kommuni- 
   kationsplattform in der Justiz
Marius Klingler, Bundesnotarkammer: Schutz notarieller Verschwiegenheit: Datenschutz und Datensicherheit 

Effiziente vorsorgende Rechtspflege – Zusammenarbeit zwischen Justiz und Notaren
Ministeralrat Holger Radke, Vorsitzender der BLK Datenverarbeitung und Rationalisierung: S.A.F.E. – Identitätsma- 
   nagement in der Justiz
Dr. Tobias Kruse, NotarNet GmbH: Erleichterungen im notariellen Alltag durch „Single-Sign-on-Lösungen“ 
Notar Jens Kirchner, München: Datenaustausch in der Praxis am Beispiel der Übermittlung von Registerdaten in  
   strukturierter Form
Klaus Wolter, Leiter der Vergabestelle für Berechtigungszertifikate beim Bundesverwaltungsamt, und  
   Notar Dr. Joachim Püls: Nutzung des elektronischen Identitätsnachweises des neuen Personalausweises im Notariat

Die Veranstaltung richtet sich an alle mit dem elektronischen Rechtsverkehr befassten Praktiker und einschlägig inte-
ressierten Wissenschaftler, also nicht nur an Notare bzw. Mitglieder der Deutschen Notarrechtlichen Vereinigung e.V. 
Sämtliche Teilnehmer erhalten nach der Veranstaltung eine Teilnahmebescheinigung sowie einen Tagungsband per 
Post.

Tagungsbeitrag (inklusive Verköstigung und Tagungsband): 
-     90,00 €/70,00 € für Mitglieder der Deutschen Notarrechtlichen Vereinigung e. V.
-     50,00 € Notarassessoren/frei für Notarassessoren, die Mitglieder der Deutschen Notarrechtlichen Vereinigung e.V.

Anmeldung bitte per E-Mail an info@notarkammer-sachsen.de, per Telefax an 0351/80727-50 oder schriftlich an die Notar-
kammer Sachsen, Königstraße 23, 01097 Dresden. 


